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1.1

1.2
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1.2.2

1.2.3

124

1.3

1.4

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (8 9 BauGB sowie

BauNVO)

Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. 88 1 bis
11 BauNVO)

Das Gebiet des Planbereiches ist als WA — Allgemeines Wohngebiet — gemaf § 4 BauNVO
festgesetzt.

Gemal 8§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO werden die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise
zulassigen Nutzungen nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

Mald der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB i.V.m. 88 16
bis 20 BauNVO)

Grundflachenzahl (GRZ)

Es wird entsprechend den Eintragungen in der Plankarte eine Grundflachenzahl (GRZ) von
0,4 festgesetzt.

Geschossflachenzahl (GF2)

Es wird entsprechend den Eintragungen in der Plankarte eine Geschossflachenzahl (GFZz)
von 0,8 festgesetzt.

Hohe baulicher Anlagen

Die Gebaudehohe darf die auf der Plankarte dargestellten Ein-Meter-Isohypsen um
maximal 11,00 m Uberschreiten.

Die Traufhohe darf die auf der Plankarte dargestellten Ein-Meter-Isohypsen um maximal
8,00 m Uberschreiten.

Fur die Ermittlung der maximal zulassigen Gebaude-/Traufhdhe maligebend ist die
Isohypse unterhalb des niedrigsten Geb&udepunktes.

Zahl der Vollgeschosse

Es sind entsprechend den Eintragungen in der Plankarte héchstens zwei Vollgeschosse
zulassig.

Bauweise (8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

Es wird gemal} § 22 Abs. 1 BauNVO eine offene Bauweise festgesetzt.
Zulassig sind nur Einzel- und Doppelhduser nach § 22 Abs. 2 BauNVO.

Uberbaubare Grundstiicksflachen (89 Abs. 1 Nr.2 BauGB i.vV.m.
§ 23 BauNVO)

Die uUberbaubaren Grundstiicksflachen werden durch in die Plankarte eingetragene
Baugrenzen festgesetzt.
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1.5

1.6

1.7

1.8

1.9

Flachen fur Stellplatze und Garagen mit ihren Einfahrten (89
Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Uberdachte Stellplatze und Garagen miussen einen Mindestabstand von 1,50 m zur
Stral3engrenze einhalten.

Die als Zufahrt zu den Garagen dienenden Einfahrten auf den Privatgrundstiicken missen
eine Mindestlange von 5,50 m, gemessen in den Achsen der jeweiligen Einfahrten,
aufweisen.

Auf den zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
festgesetzten Flachen sind keine Stellplatze und Garagen zulassig.

Bauordnungsrechtliche Vorschriften bleiben hiervon unberthrt.

Flachen fur Nebenanlagen (89 Abs.1 Nr.4 BauGB i.V.m. 8§14
BauNVO)

Untergeordnete Nebenanlagen im Sinne des 8§ 14 BauNVO miussen einen Mindestabstand
von 1,50 m zur Stral3engrenze einhalten.

Auf den zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
festgesetzten Flachen sind keine untergeordnete Nebenanlagen zulassig.

Bauordnungsrechtliche Vorschriften bleiben hiervon unberthrt.

Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in  Wohngebauden
(8 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die Anzahl von Wohneinheiten in Einzelhdusern wird auf max. drei begrenzt.

Die Anzahl von Wohneinheiten in Doppelhausern wird auf max. sechs begrenzt.

Flachen far die Ruckhaltung und  Versickerung von
Niederschlagswasser (8 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Das auf den jeweiligen Grundstucken anfallende Niederschlagswasser ist nach Mdglichkeit
als Brauchwasser zu nutzen. Nicht als solches nutzbares Niederschlagswasser ist an Ort
und Stelle dezentral zu versickern. Der Abstand von Versickerungsanlagen zu
Grundstlicksgrenzen ist unter Berlcksichtigung der Art der Versickerungsanlage und der
ortlichen Gegebenheiten, insbesondere der Hydrogeologie und der Topografie so zu
wahlen, dass eine Beeintrachtigung des Nachbargrundstiicks auszuschliel3en ist. Der
Mindestabstand zur Grundstiicksgrenze benachbarter Grundstliicke sollte 3 m betragen.
Weiterfihrende Vorschriften bleiben hiervon unberihrt. Eine Abstimmung und ggf.
Genehmigung der Versickerungsanlagen mit den zustandigen Behdrden ist erforderlich.

Flachen fur die Regelung des Wasserabflusses, einschliel3lich des
Niederschlagswassers aus Starkregenereignissen (89 Abs.1
Nr. 16 lit. b BauGB)

Auf der mit dem entsprechenden Planzeichen umschlossenen Flache ist die Errichtung von
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen, soweit sie nach
Landesrecht in den Abstandsflachen zuldssig sind oder zugelassen werden konnen,
untersagt. Weiterhin  sind  Anschittungen  nicht  zuldssig, die abflieRendes
Niederschlagswasser in Richtung angrenzender Bebauung lenken kénnen.
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1.10

1.10.1

1.10.2

1.11

Flachen oder Mafllhahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (89 Abs. 1 Nr. 20
BauGB)

Allgemein

Wahrend der Brut- und Auszuchtzeiten (April bis Juli) darf nur dann mit Bauarbeiten
begonnen werden, wenn eine vorherige Kontrollbegehung des jeweiligen Baufelds erfolgt
ist mit dem Ergebnis, dass keine Nisttatigkeit erkennbar ist.

Festsetzungen auf den Baugrundsticken (WA)

Zur inneren Durchgrinung sind pro angefangene 400 m2 Grundsticksflaiche mindestens
ein hochstammiger landschaftstypischer Obstbaum (Apfel, Kirsche, Zwetschge ...) oder ein
hochstammiger Laubbaum Il. Ordnung (Feldahorn, Hainbuche, Wildkirsche ...) zu pflanzen.
Sie sind dauerhaft zu erhalten und hierzu fachgerecht zu pflegen. Abgangige Baume oder
stark geschadigte Baume sind entsprechend zu ersetzen.

Fur die Pflanzung der B&aume und ihre Standorte sind die DIN 18916 ,Vegetationstechnik
im Landschaftsbau — Pflanzen und Pflanzarbeiten® zu beachten. Danach muss bei den
Baumpflanzungen die offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasserdurchlassigen Belag
versehene Flache mindestens 6 m2 pro Baum betragen. Hierbei sind die optisch zur
offenen Baumscheibe gehdrig erscheinenden mit Boden Uberdeckten Fundamente der
randlichen Einfassung der Pflanzbereiche (Ruckenstiitze) nicht mit anzurechnen, da diese
nicht bis in den Untergrund durchwurzelbar sind. Fur den Untergrund sieht die DIN 18916
zusatzlich eine durchwurzelbare Flache (mit entsprechender Tiefe) von mindestens 16 m2
GroRRe pro Baum vor. Die Baume miissen einen Abstand von mindestens 6 m zueinander
einhalten. Abgangige oder stark geschadigte Baume sind zudem in der nachstmoglichen
Pflanzperiode (Mitte Nov.-Mitte April) zu ersetzen.

Der Flachenanteil der Baugrundstiicke, der nicht zur zulassigen Grundflache gemaf § 19
BauNVO sowie zur erlaubten Uberschreitung gemaR § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO gehort,
ist dauerhaft vegetativ zu pflegen und in Form von Rasen, Stauden, Strduchern, Baumen
oder Gemusegéarten zu unterhalten.

Durchgangige Mauern und Zaune mit Sockeln sind entlang der seitlichen und rickwértigen
Grundstticksgrenzen nicht zuldssig.

Anschittungen und Abgrabungen auf den Baugrundstiicken dirfen die auf der Plankarte
durch Ein-Meter-Isohypsen dargestellten H6hen um maximal 1,50 m dberschreiten. Die
Bereiche zwischen den Isohypsen werden interpoliert. Anschittungen zur Landschaft sind
nur mit Erdbéschungen mit einer Neigung von 1:2 oder flacher zulassig.

Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebduden oder
bestimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche und
sonstige technische Malinahmen fir die Erzeugung, Nutzung oder
Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren
Energien oder Kraft-Warme-Kopplung getroffen werden missen
(8 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b BauGB)

Im gesamten Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind 50 % der nutzbaren

Dachflache von Geb&uden innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen mit Anlagen
zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustatten.
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1.12

1.13

Alternativ kann die gesamte oder ein Teil der Flachenforderung auch durch die Anlage von
mindestens  extensiven  Dachbegrinungen erfillt werden. Die Starke der
Vegetationstragschicht muss mindestens 10 cm betragen.

,Dachflache* bedeutet dabei die gesamte Flache bis zu den aulieren Randern des Daches
bzw. aller Dacher der Gebaude und baulichen Anlagen, die innerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflache (8 23 BauNVO) in der jeweiligen Parzelle des Bebauungsplans errichtet
werden.

.Nutzbar ist derjenige Teil der Dachflache, der fur die Nutzung der Solarenergie aus
technischen und wirtschaftlichen Griinden verwendet werden kann. Der nutzbare Teil der
Dachflache ist in einem Ausschlussverfahren zu ermitteln. Danach sind von der Dachflache
die nicht nutzbaren Teile abzuziehen; nicht nutzbar sind insbesondere:

e Ungunstig ausgerichtete und geneigte Teile der Dachflache nach Norden (Ostnordost
bis Westnordwest) — Ost-West ausgerichtete Dacher sind ausdritcklich von der
Solarpflicht eingeschlossen, weil sie gut nutzbar sind;

e erheblich beschattete Teile der Dachflache durch Nachbargebaude, Dachaufbauten
oder vorhandene Baume;

e von anderen Dachnutzungen, wie Dachfenster, Gauben, Dacheinschnitte,
Dachaufbauten wie Schornsteine oder Entliftungsanlagen, belegte Teile des Daches
sowie Abstandsflichen zu den Dachrandern, z.B. bei Mehrfamilienhdusern; die
Anordnung solcher Dachnutzungen soll — wenn dies technisch und wirtschaftlich
mdoglich ist — so erfolgen, dass hinreichend Dachflache fir die Nutzung der
Solarenergie verbleibt (mindestens 50 % der nach Anwendung der ersten beiden
Spiegelstriche verbleibenden Restflache).

Anpflanzen  von Baumen,  Stréduchern und  sonstigen
Bepflanzungen (8 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a BauGB)

Am stdwestlichen Eckpunkt des Baugebiets wird mit dem entsprechenden Planzeichen die
Pflanzung eines groRRkronigen Laubbaums 1. oder 2. Ordnung festgesetzt. Dieser ist
dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Sollte er abgéngig sein, ist er in der
nachstmoglichen Pflanzperiode (Mitte Nov.-Mitte April) zu ersetzen.

Auf der in der Plankarte mit dem entsprechenden Planzeichen umschlossenen Flache ist
ein 2-reihiger Gehdlzstreifen mit standortgerechten heimischen Gehélzen anzulegen,
dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen.

Auf einer Gesamtbreite von 5,00 m ist die Pflanzung 2-reihig versetzt in einem
Pflanzabstand von 2,00 m vorzunehmen. Der Anteil an Baumen 2. Ordnung muss
mindestens 20 % betragen.

Stellplatze und Garagen sowie untergeordnete Nebenanlagen sind auf dieser Flache nicht
zulassig.

Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(8 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. b BauGB)
Die mit dem entsprechenden Planzeichen auf der Plankarte festgesetzte Eiche ist zu

erhalten. Sollte sie abgéngig sein, ist sie in der ndchstmoglichen Pflanzperiode (Mitte Nov.-
Mitte April) zu ersetzen.
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2.1

2.2

2.3

3.2

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (8 9 Abs. 4 BauGB
I.V.m. § 88 LBauQ)

Dachformen

Es sind alle bis auf folgende Dachformen zulassig: Schmetterlings-, Shed- und
Tonnendéacher.

Einfriedungen

Im Bereich zwischen der vorderen Grundstiicksgrenze (Stral3enbegrenzungslinie) und
einem parallelen Abstand von 1,50 m sind Einfriedungen in Form von Hecken, Zaunen oder
Mauern oberhalb einer H6he von 0,70 m gemessen von der Oberflache der angrenzenden
Verkehrsflache, unzulassig.

Zahl der notwendigen Stellplatze (8 47 LBauO)

Die Zahl der notwendigen Stellplatze auf dem Baugrundstiick pro Wohnung wird mit zwei
festgesetzt. Garagen werden auf die notwendigen Stellplatze angerechnet.

Hinweise

Bauantragsunterlagen

Hinsichtlich der vorzulegenden Bauantragsunterlagen wird auf die Landesverordnung Uber
Bauunterlagen und die bautechnische Prifung (BauuntPrifVO) verwiesen. Hier ist in § 1
Abs. 2 geregelt: ,Die Bauaufsichtsbehdrde kann auf einzelne Bauunterlagen oder Angaben
in Bauunterlagen verzichten, wenn diese zur Beurteilung des Vorhabens nicht erforderlich
sind. Sie kann weitere Bauunterlagen sowie Schaubilder, Lichtbilder oder Modelle
verlangen, wenn diese zur Beurteilung des Vorhabens erforderlich sind.*

Von der Bauaufsichtsbehdrde kann insbesondere ein zeichnerischer und rechnerischer
Nachweis der Einhaltung der GRZ (I und Il) verlangt werden. Zur Uberprifung der
Einhaltung der griinordnerischen Festsetzungen kann dartiber hinaus verlangt werden,
dass dem Bauantrag ein entsprechender Freiflachengestaltungsplan mit Eintragung der
versiegelten und unversiegelten Grundstucksflachen, der Baumstandorte, Baumarten und
Angabe der GroRe der zugehorigen offenen Wurzelbereiche beizufiigen ist sowie in
textlicher Form eine zugeordnete Angabe der Art, Umfang und Qualitat der Baume und
eine Kostenschatzung der voraussichtlichen Pflanzkosten bei Ausfihrung der Pflanzung
durch eine Fachfirma.

Wasserversorgung

Die Trinkwasserversorgung fur die im Bebauungsplan gekennzeichneten Flurstiicke ist
durch die im Gehweg der BohmerstralRe verlaufende Trinkwasserleitung gesichert

Gemal den erganzenden Bestimmungen der Stadtwerke Wissen GmbH zur AVBWasserV
sind fur Anschlussleitungen, die eine Lange von 30 m Uberschreiten Messeinrichtungen
(Wasserzahlerschacht) an der Grundstiicksgrenze zu setzen.

Die Hausanschlussleitung befindet sich dann ab dem Schacht im Eigentum des
Grundstickbesitzers des anzuschliel3enden Flurstlickes.

Die Kosten fiir den Wasserzahlerschacht sind vom Grundstlickseigentimer zu tragen.
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3.3

3.4

3.5

3.6

3.7

Boden und Baugrund

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsétzlich die einschlagigen Regelwerke (u.a.
DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu berucksichtigen. Fur Neubauvorhaben
oder gréRere An- und Umbauten (insbesondere mit Lastanderungen) sind in der Regel
objektbezogene Baugrunduntersuchungen zu empfehlen. Bei Bauvorhaben in Hanglagen
ist das Thema Hangstabilitat in die Baugrunduntersuchungen einzubeziehen.

Abtrag, sachgemale Lagerung und Wiedereinbau des Oberbodens
auf unversiegelten Flachen (8202 BauGB, DIN 18915, 18918,
19731)

Der Oberboden (Mutterboden) ist sorgsam zu behandeln. Er darf nicht mit dem Unterboden
vermischt werden und ist einer nutzbringenden Wiederverwertung zuzufiihren. Zu Beginn
der Erdarbeiten ist der Oberboden entsprechend der DIN 18915, Blatt 2 abzuschieben und
fachgerecht in Erdmieten zwischenzulagern, um vorhandene Wurzelsprosse und Samen fur
die Neuanlage zu erhalten. Nach Beendigung des Vorhabens kann der Oberboden wieder
zur Andeckung der Gartenflachen verwendet werden. Mdgliche Uberschussmengen sind
einer adaquaten Folgenutzung zuzufihren.

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu
bertcksichtigen.

Erdarbeiten

Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten sind die Leitungsauskinfte der Versorgungstrager
einzuholen und zu beachten.

Hydrogeologie

Sind Bohrungen zur Gewinnung von Erdwarme geplant, werden folgende Hinweise
gegeben:

Tiefere Bohrungen zum Bau von Erdwarmesonden erfassen Gesteine des Unterdevon.

Unter der Voraussetzung, dass die Warmetragerfliissigkeit nicht wassergefahrdend ist oder
der Wassergefahrdungsklasse 1 entspricht und die Bohrung im Bereich der Deckschichten
gegenuber dem Zutritt von Sickerwasser abgedichtet wird, bestehen aus hydrogeologischer
Sicht keine grundsatzlichen Einwande zur Gewinnung von Erdwéarme.

Weitere Auflagen bleiben der Einzelfallprifung vorbehalten.

Ingenieurgeologie
Die Anforderungen der DIN 4020 an den Baugrund sind zu beachten.

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchfihrung einer Bohrung bzw. geologischen
Untersuchung spatestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim Landesamt fur
Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Fur die Anzeige sowie die
spatere Ubermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das Online-Portal
Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrungen Rheinland-Pfalz  unter
https://geoldg.lgb-rip.de zur Verfligung.
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3.8 Brandschutz
Zur Gestaltung der Flachen fir die Feuerwehr auf dem Grundstiick (Zugénge, Zufahrten,
Aufstellflachen und Bewegungsflachen) ist die ,Richtlinie Gber Flachen fur die Feuerwehr®
(VV des Ministeriums der Finanzen, ,Einfihrung von technischen Regeln als Technische
Baubestimmungen®) anzuwenden. Die in der VV enthaltenen Anlagen 7.4/1 und 7.4/2 sind
zu beachten.

3.9 Denkmalschutz

Der Vorhabentrager ist auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§ 16-21
DSchG RLP) hinzuweisen. Der Baubeginn ist mindestens 2 Wochen vorher per Email Uber
landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de oder telefonisch unter 0261 6675 3000
anzuzeigen. Weiterhin sind der Vorhabentrager wie auch die ortlich eingesetzen Firmen
daruber zu unterrichten, dass ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten in
Bereichen, in denen archéologische Denkmaler vermutet werden, nach § 33 Abs. 1 Nr. 13
DSchG RLP ordnungswidrig sind. Unabhéngig von dieser Forderung ist der Vorhabentrager
sowie die ausfiihrenden, vor Ort eingesetzten Firmen bezlglich der Melde-, Erhaltungs-
und Ablieferungspflicht von archéologischen Funden und Befunden an die Bestimmungen
gemal 88 16 - 21 DSchG RLP gebunden.
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4.2

Verfahrensvermerke

Ausfertigung

Es wird bestatigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch
Text, Zeichnung, Farbe und Schrift einschl. Begriindung mit dem hierzu ergangenen
Beschluss des Stadtrates Wissen vom Ubereinstimmt und dass die fir die
Rechtswirksamkeit mafgeblichen Verfahrensvorschriften, insbesondere die des
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBI. 2023 |
Nr. 184) geandert worden ist, beachtet wurden.

Hiermit wird die 6ffentliche Bekanntmachung angeordnet.

Wissen, den

Stadt Wissen

Stadtbirgermeister

Bekanntmachung/Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss des Stadtrates Wissen Uber den Bebauungsplan ,Bohmerstrafe”
der Stadt Wissen wurde gem. § 10 BauGB am im Mitteilungsblatt Nr.

mit dem Hinweis darauf 6ffentlich bekannt gemacht, wo der Bebauungsplan von
jedermann eingesehen werden kann.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in Kraft getreten und rechtsverbindlich.

Wissen, den

Stadt Wissen

Stadtblrgermeister



	1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 BauGB sowie BauNVO)

	1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 1 bis 11 BauNVO)

	1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 bis 20 BauNVO)

	1.2.1 Grundflächenzahl (GRZ)

	1.2.2 Geschossflächenzahl (GFZ)

	1.2.3 Höhe baulicher Anlagen

	1.2.4 Zahl der Vollgeschosse


	1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

	1.4 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)

	1.5 Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

	1.6 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO)

	1.7 Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

	1.8 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

	1.9 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses, einschließlich des Niederschlagswassers aus Starkregenereignissen (§ 9Abs 1 Nr. 16 lit. b BauGB)

	1.10 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauB)

	1.10.1 Allgemein

	1.10.2 Festsetzungen auf den Baugrundstücken (WA)


	1.11 Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche un sontige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b BauGB)

	1.12 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. a BauGB)

	1.13 Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 lit. b BauGB)


	2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 LBauO)

	2.1 Dachformen

	2.2 Einfriedungen

	2.3 Zahl der notwendigen Stellplätze (§ 47 LBauO)


	3. Hinweise

	3.1 Bauantragsunterlagen

	3.2 Wasserversorgung

	3.3 Boden und Baugrund

	3.4 Abtrag, sachgemäße Lagerung und Wiedereinbau des Oberbodens auf unversiegelten Flächen (§ 202 BauGB, DIN 18915, 1891, 1731)

	3.5 Erdarbeiten

	3.6 Hydrogeologie

	3.7 Ingenieurgeologie

	3.8 Brandschutz

	3.9 Denkmalschutz


	4. Verfahrensvermerke

	4.1 Ausfertigung

	4.2 Bekanntmachung/Inkrafttreten



